






In einem Artikel in der Washington Post schrieb UN-Generalsekretär Ban Ki-moon kürz-
lich, Darfur sei „auch eine Umweltkrise – ein Konflikt, der zumindest teilweise aus 
Desertifikation, ökologischer Degradation und Mangel an Ressourcen […] erwuchs“. Die 
These, Desertifikation verursache gewaltsame Konflikte, verbreitet sich zunehmend.
Analyse:
Bei einem Degradationsgrad der Trockengebiete der Erde von 10-20 % und 250 Millionen 
betroffenen Menschen ist Desertifikation zweifellos eines der größten gegenwärtigen 
Umweltprobleme. Mit ihr geht vor allem für die Landwirtschaft ein erheblicher Ertrags-
verlust einher. Hieraus zu schlussfolgern, menschengemachte Wüstenbildung verursa-
che weltweit gewaltsame Konflikte, erscheint zunächst plausibel. Eine genauere Analyse 
widerlegt diese These jedoch.
Selbst die meisten Wissenschaftler, die von einem Zusammenhang zwischen nega-
tiven Umweltveränderungen und gewaltsamen Konflikten ausgehen, betrachten ge-
sellschaftliche Faktoren als notwendige Zwischenstufe. Desertifikation führt nicht 
direkt zu Gewalt. Erst politische, soziale und wirtschaftliche Bedingungen entschei-
den, ob Konflikte gewaltsam oder friedlich ausgetragen werden.
Empirisch ist die These desertifikationsbedingter Kriege nicht haltbar. Für die rele-
vanten Fälle in Afrika, Asien und Lateinamerika bilden gänzlich andere Faktoren 
den Anlass für Kriegshandlungen. Negativen Umweltveränderungen misst die em-
pirische Kriegsursachenforschung keine kausale Bedeutung zu.
Statt für ganze Subkontinente Schreckensszenarien zukünftiger Kriege und Flücht-
lingsströme zu entwerfen, ist es nichtsdestoweniger sinnvoll, die Auswirkungen 
von Umweltveränderungen in ihrem gesellschaftlichen Zusammenhang zu betrach-
ten. Für Konfliktprognosen sind die Verwundbarkeit und die Reaktionsfähigkeit 
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1.	 Menschengemachte	Umweltdegradation
Bereits 1927 erkannte der französische Kolonial-
forscher Louis Lavauden, auf den der Begriff „De-
sertifikation“ zurückgeführt wird, dass mensch-
liches Handeln in Westafrika zur Entstehung von 
Wüsten führte. Desertifikation wird in Abgrenzung 
von der natürlichen Ausbreitung von Wüsten (De-
sertisation) als von Menschen verursachte Degra-
dation des biologischen Potenzials der ariden und 
semiariden Tropen und Subtropen, die wüstenähn-
liche Bedingungen schafft, verstanden. Ursache ist 
Übernutzung durch Nichteinhaltung von Brache-
zeiten, intensiven Ackerbau statt extensiver Weide-
wirtschaft, falsch durchgeführte Bewässerung und 
Ähnliches. Dass das Ergebnis von Desertifikation 
wüstenähnliche Bedingungen sind, ist auf den vi-
suellen Eindruck (u. a. verkrustete Böden, spärliche 
Vegetation) zurückzuführen. Zwar kann Desertifi-
kation nicht ohne natürliche Neigung zur Wüste 
(Semiaridität und hohe Niederschlagsvariabilität) 
stattfinden. Trotzdem handelt es sich bei ihr um 
einen anthropogenen Prozess – sie tritt nicht am 
unmittelbaren Wüstenrand, sondern inselförmig in 
intensiv genutzten Gebieten auf.
Desertifikation ist kein Phänomen des 20. Jahr-
hunderts. Schon in der präkolonialen Zeit kam es 
in ariden und semiariden Gebieten zu derartigen 
Erscheinungen. Heute verhindert das anhaltend 
hohe Bevölkerungswachstum dieser Regionen al-
lerdings die zyklische Nachhaltigkeit der Vergan-
genheit. Während sich früher kurze Übernutzungs-
phasen mit langen Regenerationsphasen abwech-
selten und somit auf Dauer der Erhalt des ökolo-
gischen Potenzials sichergestellt war, sind heute 
die Regenerationsphasen wegen des Bevölkerungs-
drucks immer weiter verkürzt oder fallen gar voll-
ständig weg. Ständige Übernutzung führt letztend-
lich zu irreversibler Desertifikation.
Davon auszugehen, es komme zu Desertifika-
tion, weil die lokale Bevölkerung sich der Konse-
quenzen ihrer zu intensiven Nutzung nicht be-
wusst sei, ist in der Regel falsch. Armut und die 
Angst zu verhungern zwingen Menschen, ihre 
Umgebung wider besseres Wissen zu übernutzen. 
Kurzfristig ist die Übernutzung rational, denn sie 
sichert das Überleben, langfristig zerstört sie die 
Existenzgrundlage. Bietet eine Region auf Grund 
von Desertifikation der dort lebenden Bevölkerung 
keine ausreichende wirtschaftliche Basis mehr, wan-
dern Menschen ab. In nahe gelegenen Gebieten neh-
men Bevölkerung und Nutzung rasch zu. Die Fol-
ge: Mit der kurzfristig wieder rationalen Übernut-
zung breitet sich die Desertifikation entlang der Mi-
grationsrichtung der vertriebenen Menschen aus.
Trotz der mittlerweile großen internationalen 
Aufmerksamkeit und zahlreicher Lösungsansätze 
konnte Desertifikation bisher nicht entscheidend 
eingedämmt werden. Technische Lösungen haben 
sich als nur lokal wirksam erwiesen. Erfolg verspre-
chender ist die partizipative Landnutzungsplanung. 
Hierbei können Dörfer in Risikogebieten auf exter-
ne Helfer zurückgreifen, die sie dabei unterstützen, 
nachhaltige Landnutzungspläne zu erstellen und 
umzusetzen. Dennoch sind nach Angaben der Ge-
sellschaft für Technische Zusammenarbeit (GTZ) 
10-20 % der Trockengebiete der Erde bereits geschä-
digt. 250 Millionen Menschen sind davon betroffen.
Die wohl wichtigste Folge der Desertifikation 
für den Menschen ist der Rückgang der landwirt-
schaftlichen Erträge. Schätzungen des Umfangs der 
Einkommensverluste und der Schadenshöhe sind 
verständlicherweise vage. In Äthiopien führt Boden-
erosion zu Ertragsverlusten von 345-4.120 kg/ha 
bei Mais und von 248-2.960 kg/ha bei Weizen. Für 
Lateinamerika schätzt die UN	Convention	to	Combat	
Desertification (UNCCD) die Kosten von Boden- 
und Wasserverlusten auf durchschnittlich 0,5-1,5 % 
des BSP der jeweiligen Länder. Argentinien stellt 
mit 9,6 % einen Extremfall dar. In Afrika weisen 
Äthiopien mit 4 bis 5 %, Ghana mit 5 % und Sim-
babwe mit 8 bis 9 % die Spitzenwerte für die Kosten 
von Desertifikation gemessen am jährlichen BIP 
auf. Indirekte Folgekosten, beispielsweise durch 
Abwanderung von Menschen im erwerbsfähigen 




Es ist nahe liegend, aus knapper werdenden Res-
sourcen auf Konflikte um deren Nutzung zu schlie-
ßen. Forscher des schweizerischen Environment	and	
Conflicts	 Project (Bächler 1994) meinen, einen Zu-
sammenhang zwischen Desertifikation und Krie-
gen nachweisen zu können. Empirisch gehen sie 
von der Korrelation von Desertifikationsgebieten 
in Afrika und Asien mit der dortigen Ballung von 
Kriegen aus: 22 der zur Zeit ihrer Studie geführten 
51 Kriege hätten eine Umweltkomponente oder sei-
en gar teilweise umweltbedingt. Von diesen 22 Krie-
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gen träten zehn in ariden oder semiariden Ländern 
mit Desertifikationsproblemen auf. Darüber hinaus 
korrelierten derartige Kriege in der Sahel-Zone mit 
einem geringen Human	Development	Index und einer 
hohen Bevölkerungsdichte. Dies impliziere einen 
folgerichtigen Zusammenhang zwischen negativen 
Umweltveränderungen, Armut und Kriegen. Kurz 
gefasst läuft die Argumentation darauf hinaus, dass 
ein Mangel an Ressourcen Menschen zwinge, ande-
ren deren Ressourcen streitig zu machen. Dies füh- 
re zu Konflikten, beispielsweise zwischen sesshaf-
ten Ackerbauern und Vieh züchtenden Nomaden. 
Mit anderen Worten: Treffen Armut, verstärkt durch 
hohes Bevölkerungswachstum, und Desertifikation 
aufeinander, reichten die geringer werdenden Res-
sourcen nicht mehr für alle, Konflikte und Kriege 
seien die Folge.
Andere Experten teilen diese Auffassung. Ga-
reth Evans (2008), Präsident der International	Crisis	
Group, nannte auf einem Vortrag im letzten Sommer 
vier Schwerpunktthemen, anhand derer sich die fol-
gerichtige Verbindung von Klimawandel und neu-
en Sicherheitsproblemen „sehr leicht“ zeigen lasse: 
Mangel an Wasser und nutzbarem Land könne 
erstens zu gewaltsamen Nutzungskonflikten füh-
ren. Aus demselben Grund sei zweitens vermehrt 
mit Klimaflüchtlingen zu rechnen, die zur Desta-
bilisierung ihrer Zielgebiete beitrügen. Drittens 
werde das häufigere Auftreten von Naturkatas-
trophen wirtschaftliche Erschütterungen nach sich 
ziehen und Menschen mangels anderer Möglich-
keiten in die Arme kriegsökonomisch motivierter 
Banden treiben. Schließlich sei zu erwarten, dass 
die vermehrt auftretenden Probleme, insbesondere 
Migration, zu Spannungen im Nord-Süd-Verhält-
nis führen.
Im vergangenen Jahr veröffentlichte der Sozial-
psychologe Harald Welzer das Buch „Klimakriege – 
Wofür im 21. Jahrhundert getötet wird“, das die 
These, Umweltveränderungen führten zu Kriegen, 
bereits im Titel trägt. Für Welzer (2008: 14-15) stellt 
sich die Frage, ob der von ihm untersuchte Klima-
wandel generell Ursache von Kriegen sein kann, 
offensichtlich gar nicht mehr: „In einigen Fällen, 
wie beim Krieg im Sudan“, sei der Zusammenhang 
von Klimawandel und Gewalt „geradezu mit Hän-
den zu greifen“. In vielen anderen Fällen – und 
hier zählt er nahezu alle gegenwärtig vorkommen-
den Kriegsformen vom Bürgerkrieg über den Ter- 
rorismus bis zum Grenzkrieg auf – bestehe „die 
Verbindung zwischen Klimawirkungen und Um-
weltkonflikten nur [!] indirekt“.
Aus der reinen Koinzidenz von ökologischer De-
gradation mit Gewalt und Krieg im Sudan schließt 
Welzer, dass hier ein folgerichtiger Zusammenhang 
bestehe. Doch nicht nur in der Dritten Welt, auch 
in der Ersten Welt führe der Klimawandel zu „so-
zialen Katastrophen“, wie Welzer an den Auswir-
kungen von Hurricane Katrina nachzuweisen ver-
sucht. In zunehmender Migration aus den vom 
Klimawandel am stärksten betroffenen Regionen 
Afrikas und Lateinamerikas in Richtung Europa 
und Nordamerika sieht er schließlich ein weiteres 
Sicherheitsproblem, das sich mit dem Anstieg der 
globalen Temperaturen verschärfen und mehr To-
desopfer fordern werde.
In die gleiche Richtung gehen die Positionen 
des Wissenschaftlichen Beirats der Bundesregie-
rung Globale Umweltveränderungen (WBGU). Der 
Beirat arbeitet seit Mitte der 1990er Jahre mit einem 
„syndromanalytisch-konflikttheoretischen Ansatz“. 
Dabei wird die Korrelation verschiedener „Syndro-
me“ des globalen Umweltwandels mit gewaltsamen 
Konflikten untersucht. Für das Sahel-Syndrom – 
das gleichzeitige Auftreten von zunehmender länd-
licher Verarmung, Intensivierung der Landwirt-
schaft auf niedrigem Niveau und schwindenden 
natürlichen Ressourcen – könne ein Zusammen-
hang mit Kriegen nachgewiesen werden (WBGU 
1996). Fast alle Sahel-Staaten tauchen folglich in 
einer 2007 für den WBGU erstellten Weltkarte von 
Umweltkonflikten in den Rubriken Konflikte um 
Boden/Land und um Wasser auf.
Der US-amerikanische Geograph und Evoluti-
onsbiologe Jared Diamond (2006: 387-409) versucht 
am Beispiel des Genozids in Ruanda, einen Zusam-
menhang zwischen Bevölkerungswachstum, Man-
gel an landwirtschaftlich nutzbaren Flächen und 
Gewalt aufzuzeigen. Der hohe Bevölkerungsdruck 
habe dazu geführt, dass je Einwohner immer weni-
ger Ackerfläche zur Verfügung stand – 1988 lebte 
jeder Ruander von etwa 800 m2 Land, 1993 nur noch 
von ca. 580 m2. Die Zahl derjenigen, die ihre eigene 
Ernährung nur noch teilweise garantieren konnten, 
nahm kontinuierlich zu. Streitigkeiten um Land 
und Nahrungsmitteldiebstähle häuften sich. Die 
Folge: Die naturräumlichen Bedingungen, konkret 
die Grenze der Tragfähigkeit Ruandas, bildeten ein 
Pulverfass, das durch einen Funken stets zur Ex-
plosion gebracht werden konnte. Übertragen auf 
Desertifikation legen Diamonds Überlegungen na-
he, dass in degradierten Gebieten Gewalt als Folge 
der knapper werdenden Ressourcen wahrschein-
lich ist. Welzer, der sich mehrfach auf Diamond 
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bezieht, tituliert den Völkermord in Ruanda daher 
als „Ökozid“.
In ähnlicher Weise argumentieren der Geograph 
Thomas Homer-Dixon (1994) und seine Kollegen 
vom kanadischen Peace	and	Conflict	Studies	Program, 
dass Umweltdegradation zunächst zu sozioökono-
mischen Problemen wie rapide sinkender agrari-
scher Produktion und Landflucht führe. Mangels 
stabiler Institutionen, Know-how und alternativer 
Ressourcen seien viele Entwicklungsländer nicht in 
der Lage, auf diese Herausforderungen angemes-
sen zu reagieren. Gewaltsam ausgetragene Kon-
flikte folgten. Empirische Untersuchungen zeigten, 
dass Ressourcenverknappung innerstaatliche Ge-
walt verursache, insbesondere wenn sie vor dem 
Hintergrund ethnischer Spannungen und Migra-
tion auftrete. Für gewaltsame zwischenstaatliche 
Konflikte wird eine Korrelation mit globalen Um- 
weltveränderungen, unter anderem dem Klima-
wandel, jedoch zurückgewiesen.
Ansatzweise bei Diamond und stärker bei 
Homer-Dixon wird deutlich, dass selbst diejenigen 
Wissenschaftler, die von einem folgerichtigen Zu-
sammenhang von Umweltveränderungen und ge-
waltsamen Konflikten ausgehen, bei diesen Konflik-
ten eine gesellschaftliche Zwischenebene berück-
sichtigen. Umweltkonflikte sind für die genannten 
Forscher mit Ausnahme Welzers sozial vermittelt. 
Im Sinne Homer-Dixons ist Desertifikation als ex-
terne Erschütterung aufzufassen, die nur politisch 
und sozioökonomisch stabile Systeme abfedern 
können. Verallgemeinernd geht er davon aus, dass 
sich die Stabilität von Gesellschaften aus ihrer Re-
aktionsfähigkeit auf Krisen, einschließlich negati-
ver Umweltveränderungen, und nicht direkt aus 
dem Umfang von Umweltveränderungen ergibt 
(Homer-Dixon 2006: 9-30). Folgt man Diamonds 
Gedanken, bedingt Ressourcenverknappung eben-
falls nicht direkt Gewalt. Es bedarf hingegen eines 
Funkens, der das durch Ressourcenverknappung 
entstandene Pulverfass zur Explosion bringt. 
So wird als Ergebnis das gesamten Projektes 
„Environment and Conflicts“ (Bächler et al. 1996: 
306-317) entgegen der auf den ersten Blick eindeu- 
tigen Wirkungskette von Desertifikation zu Krie- 
gen, festgehalten, dass sozioökonomische Kontext- 
faktoren darüber entscheiden, ob ein aus Ressour-
cendegradation entstandener Konflikt gewaltsam 
ausgetragen wird. Dementsprechend stehen Fra- 
gen des Managements negativer Umweltverände-
rungen und hiermit einhergehender Belastungen 
für Gesellschaften – Studien zum Verhältnis von 
Existenzgrundlagen (livelihood) und Anfälligkeit 
(vulnerability), Untersuchungen zu Dezentralisie-
rung und lokalem Konfliktmanagement sowie 
Governance-Ansätze – im Blickpunkt des Schwei-
zer National	Centre	for	Competence	in	Research	North- 
South, das an die Studien des Projektes „Environ-
ment and Conflicts“ anknüpft. Bereits diese For- 
schungsausrichtung zeigt, dass negative Umwelt-
veränderungen an sich nicht der entscheidende 
Faktor für gewaltsam ausgetragene Konflikte sind. 
Politische und wirtschaftliche, weiter gefasst ge-
sellschaftliche statt naturräumlicher, Faktoren sind 
ausschlaggebend für den kooperativen oder kon-
fliktiven Umgang mit Umweltproblemen. 
Der WBGU (2007: 2-6) führt hierzu aus, dass der 
Klimawandel ein Sicherheitsproblem sei, weil seine 
Auswirkungen hauptsächlich ohnehin fragile Staa-
ten träfen. Politische Instabilität, wirtschaftliche Ent-
wicklungshemmnisse und rapides Bevölkerungs-
wachstum würden in ihrer ursächlichen Wirkung 
für Gewalt potenziert. Viele Länder der Dritten 
Welten seien diesen Herausforderungen nicht ge-
wachsen. Die Folgen sind nach Ansicht des WBGU 
schwerwiegend: Vermehrtes Staatsversagen wer-
de dazu führen, dass ganze Subregionen scheitern 
und „Schwarze Löcher der Weltpolitik“ entste-
hen. Die daraus sich ergebenden sicherheitspoli-
tischen Aufgaben werde der globale Norden nicht 
mehr bewältigen können. Regional macht der 
WBGU als Brennpunkte aus: das südliche Afrika 
(Nahrungsmittel- und Wassermangel), den Anden-
raum und das Amazonasgebiet (Nahrungsmittel- 
und Wassermangel), China (Migration, Nahrungs-
mittel- und Wassermangel, Stürme), die Karibik 
(Migration, Stürme), die nördlichen und südlichen 
Ränder der Sahara (Migration, Nahrungsmittel- und 
Wassermangel), Südasien (Migration, Nahrungs-
mittel- und Wassermangel, Stürme) und Zentral-
asien (Wassermangel). Bis auf das Amazonasge- 
biet und die Karibik spielt Desertifikation in all die-
sen Regionen eine teils beherrschende Rolle bei den 
negativen Umweltveränderungen.
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3.	 Zweifel	am	naturräumlichen	
Reduktionismus
Versucht man die These umweltbedingter Konflik-
te empirisch zu überprüfen, kommen zahlreiche 
Zweifel auf. Zwar kann trotz vieler Ausnahmen 
ein statistischer Zusammenhang zwischen mittel-
schwerer Landdegradation und gewaltsamen Kon- 
flikten nachgewiesen werden. Bei schwerer Land-
degradation, die folgerichtig die höchste Korrelation 
erreichen müsste, besteht diese aber überhaupt 
nicht. Wasserknappheit korreliert nur in dicht be-
siedelten Regionen positiv mit Konflikten. In dünn 
besiedelten Gebieten ist die Korrelation hingegen 
negativ. Bevölkerungswachstum kann statistisch 
ebenfalls nicht überzeugend mit Konflikten in Ver-
bindung gebracht werden (Raleigh/Urdal 2007). Da-
ten aus Äthiopien, Kenia und Uganda zeigen, dass 
dort die Zahl der Überfälle auf Viehbauern und 
ihre Herden mit dem Wachstum der Vegetation an-
steigt, weil hohe Gräser in semiariden Gebieten als 
Tarnung einen einfachen taktischen Vorteil mit sich 
bringen (Meier/Bond/Bond 2007). Desertifikation 
wäre in diesem Fall sogar konfliktvermindernd.
Selbst wenn es einen bedingten statistischen Zu-
sammenhang zwischen Desertifikation und bewaff-
neten Konflikten geben sollte, so sagt dies nichts 
über einen Wirkungszusammenhang aus. Desertifi-
kation und bewaffnete Konflikte finden oft in den-
selben Regionen statt. Eine Betrachtung der Ein-
zelfälle verweist jedoch auf gänzlich andere Kon-
fliktursachen. In der Dokumentation des aktuellen 
Kriegsgeschehens durch die Hamburger Arbeitsge-
meinschaft Kriegsursachenforschung (AKUF) tau-
chen in desertifikationsgefährdeten Gebieten als 
ursächliche Faktoren auf: Handel mit Drogen und 
organisierte Kriminalität (Brasilien, Senegal), Han-
del mit illegal entnommenen Ressourcen und der 
Kampf um Zugriff darauf (Angola, Pakistan, Sene-
gal, Sudan, Tschad), ethnische und religiöse Ge-
gensätze (Afghanistan, Algerien, Indien, Irak, Israel 
und die Palästinensergebiete, Jemen, Nigeria, Pa- 
kistan, Somalia, Sudan, Tschad, Türkei) und der 
Kampf zwischen Islamisten und ihren Gegnern 
(Afghanistan, Algerien, Irak, Jemen, Palästinenser-
gebiete, Saudi-Arabien, Somalia). Hungerkrisen, 
Migration und Ähnliches, die Ergebnis von De-
sertifikation sein könnten, werden, falls vorhanden, 
als Folge bereits bestehender gewaltsamer Konflik-
te erklärt. Selbst wenn der Zugang zu begrenztem 
Ackerland als relevante Konfliktursache auftritt, 
wirken ungleiche Landverteilung und gesellschaft-
liche Exklusion, nicht Umweltveränderungen, im 
Hintergrund.1 Ebenfalls problematisch ist der „sta-
te bias“ in einigen Studien, wenn sowohl Konflikte 
als auch Phänomene der Desertifikation nur Teile 
des Staatsgebietes betreffen (und nicht immer die-
selben), aber flott ganze Staaten als von umweltbe-
dingten Konflikten gefährdet dargestellt werden. 
Greift man als Beispiel den vor gut zwei Jahren 
erneut aufgeflammten Konflikt im Norden des Ni-
ger heraus, zeigen sich ebenfalls gesellschaftliche 
statt naturräumlicher Konfliktursachen. Neben der 
langjährigen, sprich historisch begründeten, Rivali-
tät zwischen den Tuareg und der Zentralregierung 
sind die Motive der Tuareg politisch und wirtschaft-
lich: Sie fordern eine Dezentralisierung zu ihrem 
Vorteil, ein umfassendes Entwicklungsprogramm 
für ihre Region und eine Beteiligung am Gewinn 
aus dem Uranabbau. Nahrungsmittelknappheit und 
Flüchtlingsströme sind keinesfalls Folgen von De-
sertifikation, sondern Ergebnis der Kampfhand-
lungen (Basedau/Werner 2007). Verstärkt wird die 
Instabilität des Niger durch das gegenwärtige Be-
streben von Präsident Mamadou Tandja, die Ver-
fassung zu ändern, um sich eine weitere Amtszeit 
zu ermöglichen. Auch diese Krise der Demokratie 
hat rein gar nichts mit Desertifikation zu tun (Paw-
litzky 2009).
Einen auf sozioökonomische Faktoren ausge-
richteten Ansatz, um Kriege im Kontext von Um-
weltveränderungen zu analysieren, bietet die Poli-
tische Ökologie. Drei Themenfeldern schreibt sie 
besondere Bedeutung zu: 1. staatlicher Politik, zwi-
schenstaatlichen Beziehungen und globaler Markt-
wirtschaft, 2. lokalen Nutzungskonflikten und 
3. den politischen Auswirkungen von Umweltver- 
änderungen.
Eine Betrachtung der Ursachen von Desertifi-
kation im Sinne der Politischen Ökologie verdeut-
licht, dass es keine direkte Wirkungskette von 
negativen Umweltveränderungen zu gewaltsamen 
Konflikten gibt. Gesellschaftliche Aktion und Re-
aktion sind entscheidend:
Die staatliche Politik ignoriert oft das Problem 
der Desertifikation. Es tritt in peripheren Lan-
desteilen auf, die ohnehin kaum von der Zen-
tralregierung kontrolliert werden. In neopatri-
monialen Systemen wäre es zudem irrational, 
dort staatliche Mittel einzusetzen, da diese für 
1 Die aktuelle Datenbank der AKUF kann online unter www.
akuf.de in der Rubrik „Aktuelle Kriege“ eingesehen werden.
1.
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die Klientel der Herrscher in weniger peripheren 
Regionen benötigt werden. Darüber hinaus liegt 
es im Handlungsspielraum der Regierungen auf-
strebender Schwellenländer, die wie China und 
Indien zu den Hauptopfern von Klimawandel 
allgemein und Desertifitaktion im Besonderen 
zählen, politische Weichenstellungen vorzuneh-
men, um die Abhängigkeit von knapper wer-
denden Ressourcen zu mindern oder den Ursa-
chen von Klimawandel und Desertifikation ent-
gegenzuwirken. Hohe Verwundbarkeit in Bezug 
auf naturräumliche Änderungen ist Ergebnis 
mangelhafter politischer Planung. Auch die zwi- 
schenstaatlichen Beziehungen tragen zur De-
sertifikation bei. Konnten vor der Kolonialzeit 
Nomaden unbeschränkt umherziehen und Bra-
chezeiten einhalten, wurde ihr Aktionsradius 
zunächst durch die streng abgegrenzten, aber 
vergleichsweise großräumigen Kolonialgebiete, 
dann oft durch die unabhängigen Staaten ein-
geschränkt. Übernutzung diesseits der Grenze 
mangels Bewegungsmöglichkeiten jenseits der 
Grenze folgt. Vergleichbares gilt für Wasser-
knappheit, denn weniger wichtig als absoluter 
Mangel sind die individuellen Möglichkeiten 
des Zugangs. Diese ergeben sich nicht aus Um-
weltveränderungen, sondern aus gesellschaft-
lichen Machtverhältnissen. Die Einbindung in 
die globale Marktwirtschaft über den Anbau 
kommerziell lohnender Kulturen (cash	 crops), 
die wie beispielsweise Baumwolle in Westafrika 
und Zentralasien nicht dem landwirtschaftli- 
chen Potenzial semiarider Gebiete entsprechen, 
trägt ebenfalls zur Desertifikation bei.
Im Zuge der Modernisierung wurden präkapita-
listische Institutionen, die Nutzungsstreitigkeiten 
regeln könnten, entmachtet. Die Institutionen 
des modernen Staates funktionieren (noch) nicht. 
Ein Nutzungsmanagement wird unmöglich.
Es sind erst die politischen Auswirkungen von 
Umweltveränderungen – die soziale Schnittstelle 
von Umweltkonflikten –, die deren friedliche 
oder gewaltsame Austragung erklären. Denn ist 
staatliche Politik in fragilen und neopatrimonia-
len Systemen weder fähig noch gewillt, den aus 
Desertifikation herrührenden Spannungen mo-
derierend entgegenzuwirken, kommt es zu einer 
Überlastung des Systems und gewaltsame Kon-
flikte folgen. Entscheidend sind die Verwund-
barkeit von Gesellschaften oder deren Fähigkeit, 
durch negative Umweltveränderungen zweifel-
los entstehende Belastungen abzufedern. Ver-
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wundbarkeit und Reaktionsfähigkeit, nicht die 
Umweltveränderungen, sollten daher auch den 
Ausgangspunkt für Konfliktprognosen bilden.
Betrachtet man statt der naturräumlichen Ausstat-
tung die Art, wie Gesellschaften mit Ressourcen 
umgehen, eröffnet sich selbst angesichts der zwei-
fellos bedrohlichen Desertifikation eine positive 
Perspektive: Genauso wie gewaltsame Konflikte in- 
folge knapper werdender Ressourcen ist ein Dia-
log zwischen gesellschaftlichen Gruppen oder Staa-
ten denkbar, der das gesamte Verhältnis beider 
Seiten in kooperative Bahnen lenkt. Partizipative 
Projekte gegen die Desertifikation bieten hierfür ei-
ne gute Ausgangsposition. So wird im Rahmen des 
deutsch-malischen Programme	d‘Appui	aux	Collecti- 
vités	Territoriales versucht, regionale Gemeindeent-
wicklungspläne zu erstellen, die sich auf Land-
nutzung und Desertifikationsbekämpfung konzen-
trieren. Hieran partizipieren 95 Kommunen über 
regelmäßige Workshops, in denen sie gemeinsam 
Konzepte erarbeiten. Insbesondere Konflikten zwi-
schen Ackerbauern und Viehzüchtern wird auf 
diese Weise vorgebeugt.
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